AMATEURTHEATERVERBAND NORDRHEIN-WESTFALEN e.V.
 

Satzung
 

Name und Verbandszweck
§ 1

Der Amateurtheaterverband Nordrhein-Westfalen e.V. verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

Zweck des Verbandes ist die Förderung von Kunst und Kultur.

Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch Unterstützung der Mitgliedsvereine in künstlerischen und technischen Belangen (Lehrgänge, Seminare), durch Öffentlichkeitsarbeit für den Bereich des Amateurtheaters sowie den ständigen Dialog mit anderen Institutionen des kulturellen Lebens.

Der Verband hat seinen Sitz in Wuppertal und ist in das Vereinsregister des dortigen Amtsgerichts eingetragen (AG Wuppertal unter VR 15304). Sein Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2

Der Verband ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Verbandes dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Verbandes fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Verbandes.

Mitgliedschaft
§ 3

Mitglied des Verbandes können rechtsfähige natürliche Personen, juristische Personen und sonstige Personenvereinigungen werden, die auf dem Gebiet des Amateurtheaters aktiv sind. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Eine Ablehnung der Aufnahme bedarf keiner Begründung.

Der Austritt aus dem Verband erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der Austritt ist möglich zum Ende eines Kalenderjahres, die Austrittserklärung muss zum 30. 09. desselben Jahres dem Vorstand zugegangen sein.
§ 4

Die Mitgliedschaft erlischt darüber hinaus:

a) durch Tod, bei juristischen Personen oder sonstigen Personenvereinigungen durch deren Auflösung;

b) durch Ausschluss durch den Verbandsvorstand

- wenn grobe Verstöße gegen die Verbandssatzung oder Schädigung des Ansehens des Verbandes festgestellt werden;

- wenn ein Mitglied bei Ablauf des Geschäftsjahres den Mitgliedsbeitrag nicht gezahlt hat, ohne Stundung erhalten zu haben;

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand durch Beschluss.
§ 5

Personen, die sich um den Verband verdient gemacht haben, können auf Vorschlag des Verbandsvorstandes durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden.
§ 6

Die dem Verband angehörenden Mitglieder sind in der Führung ihrer Geschäfte selbstständig, aber zur Einhaltung der Satzung des Verbandes verpflichtet.
§ 7

Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird von der Mitgliederversammlung bestimmt. Der Jahresbeitrag ist bis zum 31. März eines jeden Geschäftsjahres in einer Summe fällig. Stundung ist auf Antrag durch Beschluss des Vorstandes möglich.

Organe
§ 8
Organe des Verbandes sind die Mitgliederversammlung und der Gesamtvorstand. Die Leitung und Geschäftsführung des Verbandes liegt in den Händen des geschäftsführenden Vorstandes.

Der Gesamtvorstand setzt sich zusammen aus:

dem 1. Vorsitzenden

dem 2. Vorsitzenden

dem Geschäftsführer

dem stellvertretenden Geschäftsführer

dem Fachreferenten Weiterbildung

dem Fachreferenten für Jugend

dem Fachreferenten für Öffentlichkeitsarbeit.

§ 8.1 
Der Gesamtvorstand

Der Vorstand des Verbandes teilt sich auf in den geschäftsführenden Vorstand und die Fachreferenten. Bei Versammlungen des Gesamtvorstandes sind alle Mitglieder stimmberechtigt. Beschlüsse werden gefasst mit einfacher Mehrheit. Der Gesamtvorstand ist beschlussfähig, wenn 4 seiner Mitglieder anwesend sind.

Der Vorstand entscheidet über die inhaltlichen Zielsetzungen des Verbandes sowie über die der Fachbereiche. 

Die Fachreferenten bilden für ihren Fachbereich einen Facharbeitskreis, dessen Mitglieder nicht dem Vorstand angehören. Die Facharbeitskreise bestehen für die Dauer einer Wahlperiode.
Gewählt wird der Gesamtvorstand durch die Mitgliederversammlung.
§ 8.2 
Der geschäftsführende Vorstand

Der 1. Vorsitzende und der Geschäftsführer sind berechtigt, den Verband gesetzlich zu vertreten. Ein jeder ist alleinvertretungsberechtigt. Der geschäftsführende Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 seiner Mitglieder anwesend sind. 

Der geschäftsführende Vorstand entscheidet alleine über die geschäftsmäßigen Zielsetzungen und Abläufe des Verbandes. Die Fachreferenten sind dem geschäftsführenden Vorstand gegenüber rechenschaftspflichtig.

Aufgaben der Mitgliederversammlung
§ 9

Die ordentliche Mitgliederversammlung (Landesverbandstag) findet alle 2 Jahre statt. Sie setzt sich zusammen aus dem Vorstand, den Delegierten der juristischen Personen und Personenvereinigungen und den Einzelpersonen, die dem Verband angehören.

Der Mitgliederversammlung obliegen:

- die Entgegennahme des Geschäfts- und Kassenberichtes sowie die Entgegennahme des Berichtes des Kassenprüfer;

- die Entlastung des Vorstandes;

- die Wahl des Vorstandes;

- die Wahl zweier Mitglieder, die nicht dem Vorstand angehören dürfen, zu Kassenprüfern;

- die Festsetzung der Jahresbeiträge;

- die Beschlussfassung über programmatische Grundzüge der Verbandsarbeit;

- die Beschlussfassung über Satzungsänderungen oder die Auflösung des Verbandes.

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Teilnehmer der Mitgliederversammlung getroffen. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden bei der Auszählung des Abstimmungsergebnisses so behandelt, als sei die entsprechende Zahl von Stimmberechtigten nicht bei der Abstimmung zugegen gewesen. Beschlüsse über eine Änderung des Verbandszweckes müssen einstimmig getroffen werden. Beschlüsse über Satzungsänderungen und die Auflösung des Verbandes können nur mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden Stimmberechtigten getroffen werden.

Juristische Personen und Personenvereinigungen können zu der Mitglieder-Versammlung je 40 (angefangene 40 gelten als voll) Mitglieder einen stimm-berechtigten Delegierten entsenden, mindestens aber zwei Mitglieder.

Die Vorstandsmitglieder und Einzelmitglieder haben jeweils eine Stimme. Vorstandsmitglieder können nicht gleichzeitig Delegierte ihres Vereins oder der Personenvereinigung sein, der sie angehören. Eine geschlossene Stimmabgabe mehrerer Delegierter eines Vereines ist nicht erforderlich. Eine Übertragung des Stimmrechtes ist nicht zulässig.

Jeder stimmberechtigte Teilnehmer der Mitgliederversammlung darf bei Abstimmungen nur eine Stimme abgeben.

Maßgeblich für die Anzahl der von den Personenvereinigungen und Vereinen zu entsendenden Delegierten ist deren Mitgliedszahl am 01. Januar vor der nächsten Mitgliederversammlung.

Über die Mitgliederversammlung und die darin getroffenen Beschlüsse sind Niederschriften anzufertigen, die vom Protokollführer und dem 1. Vorsitzenden unterzeichnet werden.

Der Ort der Mitgliederversammlung und deren Termin werden vom Vorstand festgelegt. Außerordentliche Mitgliederversammlungen sind einzuberufen, wenn der Vorstand dies beschließt oder mindestens ein Drittel der Mitglieder des Verbandes die Einberufung unter Angabe von Gründen und Einreichung eines Vorschlages zur Tagesordnung dies beantragt.

Die Einladung zu den Mitgliederversammlungen erfolgt durch schriftliche Mitteilung des Vorstandes, mindestens 4 Wochen vorher. Anträge sind bis spätestens 14 Tage vor dem Termin der Mitgliederversammlung beim 1. Vorsitzenden oder dem Geschäftsführer schriftlich einzureichen und werden bis spätestens 8 Tage vorher mit der endgültigen Tagesordnung bekannt gegeben. Nach Ablauf der Antragsfrist können Anträge nur als Dringlichkeitsanträge während der Mitgliederversammlung mit der Zustimmung von drei Vierteln der anwesenden Stimmberechtigten zugelassen werden.

Antragsberechtigt sind alle Mitglieder, nicht aber einzelne Angehörige einer dem Verband als Mitglied angehörenden juristischen Person oder Personen-Vereinigung.
§ 10

Der Bestand des Amateurtheaterverbandes Nordrhein-Westfalen e.V. bleibt von einer etwaigen Auflösung des Bundes Deutscher Amateurtheater unberührt.

Bei Auflösung des Verbandes oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes, fällt das Vermögen des Verbandes an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für kulturelle Zwecke.
§ 11

Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Verbandes sind dem zuständigen Finanzamt anzuzeigen.

Satzungsänderungen, welche die in § 1 genanten gemeinnützigen Zwecke betreffen, bedürfen der Einwilligung des zuständigen Finanzamtes.
Gültig seit dem 04. November 2006
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